

Kantonsrat ist gegen eine Weissgeldstrategie

Bürgerliche wollen kein Sonderrecht für die Zürcher Kantonalbank. Von Hélène Arnet und Bruno Schletti (Tages-Anzeiger vom 29.10.2013, Seite 38)

Die Zürcher Kantonalbank (ZKB) dürfe Bankkunden aus Österreich und Grossbritannien die anonyme Abgeltung nicht mehr anbieten, das Bankgeheimnis dürfe in solchen Fällen nicht gelten. Dies hat Kaspar Bütikofer (AL) gestern im Kantonsrat verlangt. Er forderte in einer Motion eine Weissgeldstrategie für die ZKB. „Eine Bank im Besitz der öffentlichen Hand muss hier konsequent handeln, sonst erleidet die Schweiz einen ethischen Reputationsverlust“, argumentierte Bütikofer.

Claudio Zanetti (SVP) wehrte sich dagegen, dass der Bank „stetig neue Fesseln“ angelegt werden. Massgebend sei das Bundesrecht, mehr brauche es nicht. „Eine Weissgeldstrategie ist nur gesamtschweizerisch sinnvoll“, fand auch Daniel Hodel (GLP). Die ZKB habe sich ohnehin dazu verpflichtet, an ausländische Kunden nur dann Geld zu geben, wenn diese bereit seien, dieses zu versteuern, wurde verschiedentlich betont. 

Roland Munz (SP) bestätigte diese Einschätzung: „Die ZKB lebt die Weissgeldstrategie bereits.“ Trotzdem unterstützte die SP die Motion. „Es geht um einen symbolischen Beitrag, um einen Positionsbezug des Parlaments.“ Ralf Margreiter (Grüne) bekräftigte: „Wir wollen mit der Unterstützung der Motion unterstreichen, dass bei uns nichts zu suchen hat, wer nicht offenlegt.“ 

SP, Grüne, AL und EDU stellten sich schliesslich hinter die Motion. Das reichte nicht für eine Mehrheit. Die Motion wurde mit 110 gegen 61 Stimmen nicht überwiesen. 

Im Gegensatz zum Zürcher Parlament will die Basler Regierung die Weissgeldstrategie gesetzlich verankern. Die Basler Kantonalbank soll mit dieser Gesetzesrevision verpflichtet werden, „Vorkehrungen zu treffen, um die Entgegennahme von unversteuerten Geldern zu verhindern“. Diese Vorgabe soll nicht nur für neue, sondern auch für bestehende Kundenbeziehungen gelten – und nicht nur für ausländische Kundinnen und Kunden, sondern auch für jene mit Wohnsitz im Inland. Die konkrete Umsetzung des vorgeschlagenen neuen Paragrafen überlässt die Basler Regierung der Bank. Eigentliches Ziel des Vorschlags ist es, die Risiken der Bank zu reduzieren. Die Vorlage muss noch vom Grossen Rat beraten werden.
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